Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1479 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur vorläufigen Änderung des Gesetzes über die Altersversorgung 
für das Deutsche Handwerk 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderungen des Gesetzes über die Alters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk 

Das Gesetz über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk vom 21. Dezember 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1900) wird wie 
folgt geändert: 

l.Der § 2 erhält folgende Fassung: 

4 2 

(1) Die Versicherung erfaßt das gesamte 
Jahreseinkommen des einzelnen Hand- 
werkers. Sie beginnt mit dem Ablauf des 
Kalenderjahres, das auf den Zeitpunkt 
folgt, in dem der Handwerker in die 
Handwerksrolle eingetragen wird. 

(2) Die Versicherungsfreiheit wegen 
Überschreitung der Jahresarbeitsverdienst- 
grenze tritt nur ein, wenn das Jahresein- 
kommen des Handwerkers im Durch- 
schnitt von zwei aufeinander folgenden 
Kalenderjahren die Jahresarbeitsverdienst- 
grenze übersteigt. Sie beginnt mit dem auf 
diese beiden Jahre folgenden Kalender- 
jahr. 

(3) Die Versicherungsfreiheit wegen 
Überschreitung der Jahresarbeitsverdienst- 
grenze tritt bei Handwerkern, deren Jah- 
reseinkommen bereits im ersten Kalender- 
jahr nach der Eintragung in die Hand- 
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werksrolle die J ahresarbeitsverdienst- 
grenze übersteigt, mit der Eintragung in 
die Handwerksrolle ein. 

(4) Die Versicherungsfreiheit wegen 
Überschreitung der Jahresarbeitsverdienst- 
grenze endet mit dem Ablauf des Kalen- 
derjahres, unter dessen Einbezug das Jah- 
reseinkommen des Handwerkers im 
Durchschnitt von zwei aufeinander folgen- 
den Kalenderjahren die Jahresarbeitsver- 
dienstgrenze unterschreitet.“ 

2. Die §§ 5 und 6 werden gestrichen. 

Artikel 2 
Übergangsvorschriften 

(1) Soweit vor Inkrafttreten des Ge- 
setzes zur Ordnung des Handwerks 
(Handwerksordnung) vom 17. September 
1933 (Bundesgesetzbl. I S. 1411) in Teilen 
des Bundesgebietes die Eintragung in die 
Handwerksrolle kein gesetzliches Erfor- 
dernis für die selbständige Ausübung eines 
Handwerks war, gilt als Handwerker im 
Sinne des Gesetzes über die Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk der- 
jenige, dessen Handwerksbetrieb nach § 14 
der Reichsgewerbeordnung bei der nach 
den Landesgesetzen zuständigen Behörde 
angemeldet war oder dessen Betrieb im 
Zweifelsfall von der für seinen Wohnsitz 
zuständigen mittleren Verwaltungsbe- 
hörde als Handwerksbetrieb erklärt wor- 
den ist. 



(2) Handwerker, deren Jahreseinkom- 
men im Durchschnitt der Kalenderjahre 
1953 und 1954 die Jahresarbeitsverdienst' 
grenze im Sinne des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes überschritten hat, sind mit 
dem Ablauf des Monats, in dem das Ge- 
setz in Kraft tritt, versicherungsfrei. 

(3) Handwerker, die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes von der halben Beitrags- 
leistung befreit sind, können die Halbver- 
sicherung beibehalten; insoweit gelten die 
bisherigen Vorschriften des Gesetzes über 
die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk hinsichtlich der Halbversiche- 
rung fort. Nach Beendigung der Befrei- 
ung von der halben Beitragsleistung wegen 
Wegfalls der Voraussetzungen ist eine er- 
neute Befreiung bei der Wiedererfüllung 
der Voraussetzungen ausgeschlossen. 

(4) Handwerker, die die Voraussetzun- 
gen für die Versicherungsfreiheit oder die 
Halbversicherung in der Rentenversiche- 
rung der Angestellten auf Grund eines 
Lebensversicherungsvertrages bis zur Wäh- 
rungsumstellung am 20. Juni 1948 erfüllt 
hatten, danach jedoch infolge der Abwer- 
tung des Lebensversicherungsanspruchs 
oder infolge der Erhöhung der Beiträge 
der Rentenversicherung der Angestellten 
nach dem Sozialversicherungs-Anpassungs- 
gesetz vom 17. Juni 1949 (WiGBl. S. 99) 
nicht mehr erfüllen, bleiben von der vol- 
len oder halben Versicherungspflicht nach 
dem Gesetz über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk bis zum 31. De- 
zember 1955 frei. Für die Halbversicher- 
ten gelten hinsichtlich der Zeit ab 1. Ja- 
nuar 1956 die Vorschriften des Absatzes 3 
entsprechend. 

(5) Für Handwerker der in Absatz 4 
bezeichneten Art gilt im übrigen fol- 
gendes: 

1. Beiträge, die während der Zeit der Be- 
freiung von der Versicherungspflicht 
zur Rentenversicherung der Angestell- 
ten entrichtet worden sind, gelten als 
wirksame Beiträge. 

2. Werden die Handwerker nach dem 
31. Dezember 1955 versicherungspflich- 
tig, so gilt die Anwartschaft aus Beiträ- 
gen zur Rentenversicherung der Ange- 
stellten, die bis zum 31. Dezember 1955 
entrichtet worden sind, bis zu diesem 
Tage als erhalten, sofern der Versiche- 
rungsfall nicht vor dem 1. Januar 1956 


eingetreten ist. Für Beiträge, die für 
die Zeit vor dem 1. Januar 1924 ent- 
richtet worden sind, gilt dies nicht, 
wenn bis zum 30. November 1948 für 
die Zeit nach dem 31. Dezember 1923 
kein Beitrag entrichtet worden ist. 

3. Handwerker, die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes das sechzigste Lebensjahr 
vollenden oder vollendet haben, können 
auf Antrag von der Versicherungs- 
pflicht nach dem Gesetz über die 
Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk auch für die Zeit nach dem 
31. Dezember 1955 befreit werden, 
wenn der Antrag bis zu diesem Zeit- 
punkt gestellt wird. 

(6) Haben Handwerker, die vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes nach dem Ge- 
setz über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk nicht von der vollen 
oder halben Versicherungspflicht befreit 
waren und auch nicht durch die Bestim- 
mungen des Absatzes 4 befreit worden 
sind, seit Beginn ihrer Versicherungspflicht 
nach dem Gesetz über die Altersversor- 
gung für das Deutsche Handwerk Beiträge 
zur Rentenversicherung der Angestellten 
nicht, nicht ausreichend oder nicht regel- 
mäßig entrichtet, so behält es für die Zeit 
bis zum 31. Dezember 1953 dabei sein Be- 
wenden. Die Vorschriften der Absätze 4 
und 5 bleiben unberührt. 

(7) Für Handwerker der in Absatz 6 be- 
zeichneten Art gilt im übrigen folgendes: 

1. Die Anwartschaft aus Beiträgen zur 
Rentenversicherung der Angestellten, 
die bis zum 31. Dezember 1953 entrich- 
tet worden sind, gilt bis zu diesem Tage 
als erhalten, sofern der Versicherungs- 
fall nicht vor dem 1. Januar 1954 ein- 
getreten ist. Für Beiträge, die für die 
Zeit vor dem 1. Januar 1924 entrichtet 
worden sind, gilt dies nicht, wenn bis 
zum 30. November 1948 für die Zeit 
nach dem 31. Dezember 1923 kein Bei- 
trag entrichtet worden ist. 

2. Die seit dem 1. Januar 1954 bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig ge- 
wordenen Beiträge können nicht vor 
dem 31. Dezember 1955 gefordert 
werden. 

3. Handwerker, die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes das sechzigste Lebensjahr 
vollendet haben, können auf Antrag 
von der Versicherungspflicht nach dem 
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Gesetz über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk für die Zeit 
nach dem 31. Dezember 1953 befreit 
werden, wenn der Antrag bis zum 
31. Dezember 1955 gestellt wird. 

Artikel 3 
Ermächtigungen 

(1) Der Bundesminister für Arbeit wird 
ermächtigt, das Gesetz über die Alters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk 
und die dazu erlassenen Durchführungs- 
bestimmungen in der aus diesem Gesetz 
sich ergebenden Fassung mit neuem Da- 
tum und in neuer Paragraphenfolge be- 
kanntzumachen und dabei Unstimmigkei- 
ten des Wortlauts zu beseitigen. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft die Verordnung zur Durch- 
führung und Ergänzung des Gesetzes über 
die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk vom 13. Juli 1939 (Reichs- 
gesctzbl. I S. 1255) in der Fassung der 
Dritten Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Hand- 


werk vom 20. Dezember 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1671) an die Vorschriften 
dieses Gesetzes anpassen. 

Artikel 4 
Geltung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der 
in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Lande 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 21. Juni 1955 

Dr. Krone und Fraktion 
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